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A. Bericht des Abgeordneten Müller (Worms) 


Der vorliegende Umdruck wurde in der 24. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages vom 2. März 1966 
an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten federführend sowie an den Haushaltsaus- 
schuß mitberatend überwiesen. 

Bei der Beratung am 29. Juni 1966 wurde auf die 
Beschlüsse des Ausschusses zur EWG-Vorlage über 
die gemeinsamen Preise für Milch und Milcherzeug- 
nisse, Rindfleisch, Reis, Zucker, Fette und Olivenöl 
— ■ Drucksachen V/414, V/757 — hingewiesen und der 


einstimmige Beschluß gefaßt, die in Umdruck unter I. 
aufgeführten Punkte anzunehmen. 

Ferner beschloß der Ausschuß, die unter II. aufge- 
führten Punkte für erledigt zu erklären, da der 
Haushalt 1966 bereits verabschiedet ist. Somit ent- 
fällt für diesen Umdruck die Stellungnahme des mit- 
beratenden Haushaltsausschusses. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, dem 
Ausschußantrag zuzustimmen. 


Bonn, den 29. Juni 1966 


Müller (Worms) 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Bei den Verhandlungen in Brüssel über die gemein- 
same Agrarpolitik in der EWG möge die Bundes- 
regierung folgende Grundsätze beachten: 

1. Bei der Fortentwicklung des gemeinsamen 
Agrarmarktes möge die Bundesregierung keine 
Zugeständnisse machen, die zu weiteren Ein- 
kommensverlusten für die deutsche Landwirt- 
schaft führen. Die notwendigen Umstellungs- 
und Anpassungshilfen sollen nicht durch Ent- 
scheidungen der EWG gefährdet werden. 

2. Das Inkrafttreten der vom Ministerrat beschlos- 
senen Getreidepreisangleichung zum 1. Juli 1967 
setzt voraus, daß zuvor eine Einigung über die 
noch ausstehenden Agrarmarktordnungen sowie 
über die noch notwendigen Preisangleichungen 
unter Berücksichtigung der lebenswichtigen Be- 
lange der deutschen Landwirtschaft erfolgt. Da- 
bei ist angesichts des ständig steigenden Bedarfs 
an Futtergetreide in der EWG das Verhältnis 
zwischen Brot- und Futtergetreidepreis zu korri- 
gieren. 

3. Der Milcherzeugerpreis der EWG soll unter Be- 
rücksichtigung der gestiegenen Kosten in Ver- 
bindung mit einer befriedigenden Regelung für 
die Trinkmilchmärkte mit 39 Pf je kg für 
3,7 Voige Milch ab Hof festgesetzt werden. So- 
weit dieser Preis nicht über den Markt zu er- 
zielen ist, müssen bis zum Inkrafttreten des ge- 
meinsamen Milcherzeugerrichtpreises die Milch- 
fÖrderungsprämien erhalten bleiben. Nach Ein- 
führung des gemeinsamen Milcherzeugerricht- 
preises sollen diese Ausgleichszahlungen aus 
dem Ausrichtungs- und Garantiefonds der EWG 
sichergestellt werden. 

4. Der Orientierungspreis für Rindfleisch soll 1966 
heraufgesetzt werden, um einen wirksamen An- 
reiz zur Verstärkung der Rindfleischproduktion 


zu setzen und damit einerseits eine ausreichende 
Versorgung der Märkte mit qualitativ gutem 
Rindfleisch sicherzustellen und andererseits die 
gegebene Wechselwirkung zwischen Milch- und 
Rindfleischproduktion besser zur Auswirkung 
gelangen zu lassen. 

5. Bei der Europäischen Marktordnung für Zucker 
soll durch regionale Produktionsziele sicherge- 
stellt werden, daß der deutsche Zuckerrüben- 
anbau unter Zugrundelegung eines angemesse- 
nen gemeinsamen Zuckerrübenpreises in dem aus 
betriebswirtschaftlichen Gründen notwendigen 
Umfang aufrechterhalten werden kann. 

6. Bei Obst und Gemüse sollen insbesondere im 
Interesse der bäuerlichen Familienbetriebe die 
bisherigen Marktordnungsvorschriften wesent- 
lich verbessert werden. Gegegebenenfalls sind 
für weitere Sonderkulturen (z. B. Hopfen und 
Tabak) gemeinsame Marktregelungen anzustre- 
ben. 

7. Die Europäische Marktordnung für pflanzliche 
Fette soll sicherstellen, daß die Produktion von 
Ölfrüchten in der Bundesrepublik in dem aus 
Fruchtfolgegründen notwendigen Umfang auf- 
rechterhalten werden kann. 

8. Zwingende Voraussetzung für eine Zustimmung 
zu der gemeinsamen Agrarfinanzierung soll 
neben der gleichzeitigen Einigung über die noch 
ausstehenden Agrarmarktordnungen und Preis- 
angleichungen eine Anerkennung des Brutto- 
prinzips für die Zahlung von Ausfuhrrückerstat- 
tungen aus dem Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds der EWG sein. Nur dadurch wird auch die 
deutsche Land- und Ernährungswirtschaft insbe- 
sondere in den marktfernen Gebieten in die Lage 
versetzt, sich den sich ändernden Handelsströ- 
men anzupassen und sich unter gleichen Wett- 
bewerbschancen neue Märkte zu erschließen. 


Bonn, den 29. Juni 1966 


Der Ausschuß für Ernährungr 
Landwirtschaft und Forsten 

Bauknecht Müller (Worms) 

Vorsitzender Berichterstatter 

angenommen in der 54. Plenarsitzung am 1. Juli 1966 
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